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+++ Datenschutzhinweis: Aus aktuellem Anlass möchten wir Sie darauf hinweisen, dass die in Stellungnah-
men des DB Konzerns enthaltenen personenbezogenen Daten von DB Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
(Vor- und Nachname, Unterschriften, Telefon, E-Mail-Adresse, Postanschrift) vor der öffentlichen Ausle-

gung (insbesondere im Internet) geschwärzt werden müssen. +++ 
   

Chatbot Petra steht Ihnen bei allgemeinen Fragen rund um immobilienrelevante Angelegenheiten gerne zur Verfügung. 
Nutzen Sie dafür folgenden Link oder den QR-Code:  https://chatbot-petra.tech.deutschebahn.com/ 

 

 
 
 
 
 

https://www.deutschebahn.com/de/geschaefte/immobilien/-Hallo-und-herzlich-willkommen-bei-der-DB-AG-DB-Immobilien--5750618
https://chatbot-petra.tech.deutschebahn.com/








Belange des Hochwasserschutzes: 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans erstreckt sich gemäß der Plandarstellung in 
einem kleinen Bereich auf Flächen, die im faktischen Überschwemmungsgebiet (HQ 
100) des Angerbaches liegen. 
 
Ein vorläufig gesichertes und festgesetztes Überschwemmungsbiet ist durch die 
Bauleitplanung nicht betroffen. Die Einschränkungen für Bauleitplanungen gemäß § 78 
Abs. 1 WHG sind daher hier nicht einschlägig. 
 
Allerdings sind die Vorgaben des § 77 WHG als Planungsleitsatz zu beachten, wonach 
Überschwemmungsgebiete in ihrer Funktion als Rückhalteflächen grundsätzlich zu 
erhalten sind. 
 
Der Bebauungsplan sieht im betroffenen Bereich eine Grünfläche vor, in der mit 
Ausnahme von Einfriedungen keine baulichen Anlagen zulässig sind.  
Zur Sicherstellung des Erhalts der Rückhalteflächen sollte durch den Bebauungsplan 
sichergestellt werden, dass im Überschwemmungsgebiet kein Retentionsraum verloren 
gehen kann. D.h. es sollten im fraglichen Bereich keine Aufschüttungen und keine 
geschlossenen Einfriedungen, die den Wasserfluss behindern könnten (z.B. 
geschlossene Mauern), zulässig sein. Aus wasserrechtlicher Sicht werden daher 
entsprechende Festsetzungen empfohlen. 
 
Sollte durch die Bauleitplanung der Planungsleitsatz des § 77 WHG zum Erhalt der 
Rückhalteflächen nicht oder nicht vollständig umgesetzt werden, müsste dies in der 
Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB entsprechend abgehandelt werden 
(Sieder/Zeitler/Dahme/Knopp/Rossi WHG § 77 Rn. 9). 
 
Im Übrigen wird empfohlen insbesondere zu dieser Thematik eine fachliche 
Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamtes Rosenheim einzuholen. 
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A) 58. Änderung des Flächennutzungsplans „Gewerbegebiet 
Hanserfeld Teil 1“ - öffentliche Auslegung (§ 4 Abs. 2 BauGB) 
 

Der Stadtrat der Stadt Rosenheim hat in seiner Sitzung am 29.04.2026 die 
Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen aus der frühzeitigen 
Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange, sowie den Entwurf der 58. 
Flächennutzungsplanänderung Teil 1 in der Fassung vom März 2026 
gebilligt und diesen für die Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 2 BauGB) 
sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 2 
BauGB) frei gegeben.  
 

Die Billigung des Entwurfs durch den Stadtrat wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht.  
 

Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich befindet sich am nördlichen Rand des Stadtgebietes 
Rosenheim, nördlich des Stadtteils Westerndorf St. Peter. Die Größe des 
Plangebietes beträgt etwa 2,250 ha. 
Im Norden wird das Plangebiet durch die Hanserfeldstraße und im Osten 
durch den Angerbach begrenzt. Im Süden grenzen gewerblich genutzte 
Flächen (städtischer Baubetriebshof) an und im Westen wird das Plangebiet 
durch die Bahnlinie Rosenheim – Mühldorf a. Inn begrenzt. 
 
Auf die beiliegende planzeichnerische Darstellung vom März 2026 wird 
verwiesen. 
 
Allgemeine Ziele und Zwecke der Planung 

Ziel der Planung ist die Entwicklung eines Gewerbegebiets zur Stärkung der 
örtlichen Wirtschaftsstruktur unter Berücksichtigung einer geordneten 
städtebaulichen Entwicklung und einer verträglichen Einbindung in die 
Umgebung. 
Der Flächennutzungsplan der Stadt Rosenheim (1995) stellt die Fläche 
derzeit als Fläche für die Landwirtschaft dar. Der Bereich innerhalb des 
Geltungsbereichs des Bebauungsplans Nr. 30 „Möslstraße Nord“ ist als 
gewerbliche Bauflächen dargestellt.  
Die bachbegleitenden Flächen des Angerbachs werden als geschützter 
Landschaftsbe- 
standteil vorgeschlagen. Eine Vorordnung eines geschützten 
Landschaftsbestandteils  
wurde bislang nicht vollzogen. 
 
Verfahren  

Die 58. Änderung des Flächennutzungsplans „Gewerbegebiet Hanserfeld“ 
Teil 1 erfolgt im Regelverfahren und wird parallel zum 
Bebauungsplanverfahren Nr. 210 „Gewerbegebiet Hanserfeld – Südwest“ 
durchgeführt. 
 
Eine Umweltprüfung wurde durchgeführt. 
 
Folgende umweltrelevante Informationen sind verfügbar:  
 
Schutzgut Mensch, seine Gesundheit, Bevölkerung 

 Schalltechnische Untersuchung 
 Verkehrsgutachten 

B) Bebauungsplan Nr. 210 „Gewerbegebiet Hanserfeld 
Südwest“ - öffentliche Auslegung (§ 4 Abs. 2 BauGB)
 

Der Stadtrat der Stadt Rosenheim hat in seiner Sitzung am 29.04.2026 
den Entwurf des Bebauungsplans Nr. 210 „Gewerbegebiet Hanserfeld 
Südwest“ mit integriertem Grünordnungsplan für die Beteiligung der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange un
der Öffentlichkeit gebilligt. 
 
Die Billigung des Entwurfs durch den Stadtrat wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich befindet sich am nördlichen Stadtrand von 
Rosenheim, am Nordrand des Stadtteils Westerndorf St. Peter und 
umfasst eine Fläche von ca. 2,13 ha. Er umfasst die folgenden 
Flurnummern der Gemarkung Westerndorf St. Peter: 64 (Teilfläche), 66
66/2 (T), 66/3, 66/4, 68 (T). 
 
Auf die abgedruckte planzeichnerische Darstellung vom März 2026 wird 
verwiesen. 
 
Allgemeine Ziele und Zwecke der Planung

Ziel der Planung ist die Entwicklung eines Gewerbegebiets zur Stärkung 
der örtlichen Wirtschaftsstruktur unter Berücksichtigung einer 
geordneten städtebaulichen Entwicklung und einer verträglichen 
Einbindung in die Umgebung. 
 
Verfahren 

Das vorliegende Bebauungsplanverfahren erfolgt im Regelverfahren 
und wird parallel zur 58. Änderung des Flächennutzungsplans 
„Gewerbegebiet Hanserfeld Teil 1“ geführt. 
 
Eine Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB wurde durchgeführt.
 
Folgende umweltrelevante Informationen sind verfügbar: 
 
Schutzgut Mensch, seine Gesundheit, Bevölkerung

 Schalltechnische Untersuchung
 Verkehrsgutachten 
 Stellungnahmen zu Verkehrsbelastungen und Immissionen aus 

angrenzenden Nutzungen 
 
Schutzgut Boden und Wasser 

 Baugrundgutachten 
 Entwässerungskonzept zur Niederschlagswasserbeseitigung 

und Versickerung 
 Stellungnahme zu Hochwasserschutz, Starkregenereignissen 

und Oberflächenwasserabfluss 
 Stellungnahmen zu Bodenschutz, Bodenveränderungen sowie 

zum sparsamen Umgang mit Grund und Boden
 Stellungnahmen zu landwirtschaftlichen Nutzflächen und deren 

Inanspruchnahme 
 
Schutzgut Klima/Luft 
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 Stellungnahmen zu Verkehrsbelastungen und Immissionen aus 
angrenzenden Nutzungen 

 
Schutzgut Boden und Wasser 

 Baugrundgutachten 
 Entwässerungskonzept zur Niederschlagswasserbeseitigung und 

Versickerung 
 Stellungnahme zu Hochwasserschutz, Starkregenereignissen und 

Oberflächenwasserabfluss  
 Stellungnahmen zu Bodenschutz, Bodenveränderungen sowie zum 

sparsamen Umgang mit Grund und Boden 

 Stellungnahmen zu landwirtschaftlichen Nutzflächen und deren 
Inanspruchnahme 

 
Schutzgut Klima/Luft 

 Stellungnahme zu Auswirkungen auf das lokale Klima, 
klimarelevante Freiflächen und Luftaustauschbahnen 

 Stellungnahmen zur Klimaanpassung, insbesondere zu 
Versiegelung, Überhitzung sowie möglichen Minderungsmaßnahmen 
(z.B. Versickerung, Begrünung) 

  
Schutzgut Tiere und Pflanzen 

 Spezielle artenschutzrechtlichen Prüfung (saP) – Vorprüfung mit 
Relevanzabschätzung 

 Stellungnahmen zu Biotopen und artenschutzrechtlichen Belangen 

 Stellungnahmen zu Vermeidungs-, Minimierungs- und 
Ausgleichsmaßnahmen 

 Fachliche Stellungnahmen zu Lebensraumfunktionen und 
ökologischen Auswirkungen  

 
Schutzgut Ortsbild, Kultur und Sachgüter 

 Stellungnahme zur Einbindung der Bebauung in das Orts- und 
Landschaftsbild 

 Stellungnahme zu denkmalpflegerischen Belangen und 
Bodendenkmälern 

 Hinweise zu möglichen archäologischen Untersuchungen und 
Dokumentationspflichten 

 
Weitere umweltbezogene Informationen 

Im Umweltbericht zum vorliegenden Verfahren sind des Weiteren 
umweltbezogene Informationen zu den Schutzgütern Mensch/Lärm- und 
Lichteinwirkung, Mensch/Erholung, Pflanzen und Tiere, Fläche, Boden, 
Wasser, Lufthygiene, Orts- und Landschaftsbild, Kultur- und Sachgüter 
sowie Wechselwirkungen vorhanden, ebenso findet sich zum Eingriff in 
Natur und Landschaft eine Ausgleichsbilanzierung. Zu den genannten 
Schutzgütern liegen teilweise auch fachliche Stellungnahmen aus der 
frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange vor. 
 
Die diesen Informationen zugrunde liegenden Unterlagen liegen ebenfalls 
aus.  
 
Der Planentwurf der obigen Änderung des Flächennutzungsplans sowie die 
nach § 3 Abs. 2 S. 1 BauGB auszulegenden Unterlagen (die Begründung 
mit Umweltbericht mit Datum vom März 2026, die wesentlichen Gutachten 

 Stellungnahme zu Auswirkungen auf das lokale Klima, 
klimarelevante Freiflächen und Luftaustauschbahnen

 Stellungnahmen zur Klimaanpassung, insbesondere zu 
Versiegelung, Überhitzung sowie möglichen 
Minderungsmaßnahmen (z.B. Versickerung, Begrünung).
 

Schutzgut Tiere und Pflanzen 

 Spezielle artenschutzrechtlichen Prüfung (saP) 
Relevanzabschätzung 

 Stellungnahmen zu Biotopen und artenschutzrechtlichen 
Belangen. 

 Stellungnahmen zu Vermeidungs
Ausgleichsmaßnahmen 

 Fachliche Stellungnahmen zu Lebensraumfunktionen und 
ökologischen Auswirkungen 

 
Schutzgut Ortsbild, Kultur und Sachgüter

 Stellungnahme zur Einbindung der Bebauung in das Orts
Landschaftsbild 

 Stellungnahme zu denkmalpflegerischen Belangen und 
Bodendenkmälern 

 Hinweise zu möglichen archäologischen Untersuchungen und 
Dokumentationspflichten 

 
Weitere umweltbezogene Informationen

Im Umweltbericht zum vorliegenden Verfahren sind des Weiteren 
umweltbezogene Informationen zu den Schutzgütern Mensch/Lärm
Lichteinwirkung, Mensch/Erholung, Pflanzen und Tiere, Fläche, Boden, 
Wasser, Lufthygiene, Orts- und Landschaftsbild, Kultur
sowie Wechselwirkungen vorhanden, ebenso findet sich zum Eingriff in 
Natur und Landschaft eine Ausgleichsbilanzierung. Zu den genannten 
Schutzgütern liegen teilweise auch fachliche Stellungnahmen aus der 
frühzeitigen Beteiligung der Behörden und
Belange vor. 
 
Die diesen Informationen zugrunde liegenden Unterlagen liegen 
ebenfalls aus.  
 
Der Planentwurf des obigen Bebauungsplanes sowie die nach § 3 Abs. 
2 S. 1 BauGB auszulegenden Unterlagen (die Begründung mit 
Umweltbericht mit Datum vom März 2026, die wesentlichen Gutachten 
sowie die wesentlichen, bereits vorliegenden, umweltbezogenen 
Stellungnahmen) sind auf der Homepage der Stadt Rosenheim in unten 
genanntem Zeitraum unter dem Link 
https://www.rosenheim.de/buergerservice/planen
bauen/bauleitplanverfahren/bebauungsplaene/oeffentlichkeitsbeteiligung
sowie auf der Info-Stehle auf dem Rathausvorplatz einsehbar. 
 
Die Bekanntmachung ist auch auf folgender Webseite abrufbar: 
https://www.rosenheim.de/politik-verwaltung/amtsblatt
 
Ergänzend wird eine öffentliche Auslegung durchgeführt. Die genannten 
Unterlagen sind in der Zeit vom Mittwoch, den 20.05.26 bis 

einschließlich Mittwoch, 24.06.26

Königstraße 24, Mittelbau, öffentlich zur Einsichtnahme während der 
Öffnungszeiten (Montag bis Donnerstag von 07:30 
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sowie die wesentlichen, bereits vorliegenden, umweltbezogenen 
Stellungnahmen) sind auf der Homepage der Stadt Rosenheim in unten 
genanntem Zeitraum unter dem Link  
https://www.rosenheim.de/buergerservice/planen-
bauen/bauleitplanverfahren/flaechennutzungsplan/oeffentlichkeitsbeteiligung 
sowie auf der Info-Stehle auf dem Rathausvorplatz einsehbar.  
 
Die Bekanntmachung ist auch auf folgender Webseite abrufbar: 
https://www.rosenheim.de/politik-verwaltung/amtsblatt 
 
Ergänzend wird eine öffentliche Auslegung durchgeführt. Die genannten 
Unterlagen sind in der Zeit vom Mittwoch, den 20.05.26 bis einschließlich 

Mittwoch, 24.06.26 im Foyer des Rathauses, Königstraße 24, Mittelbau, 
öffentlich zur Einsichtnahme während der Öffnungszeiten (Montag bis 
Donnerstag von 07:30 - 17:00 Uhr, Freitag von 07:30 - 12:00 Uhr) 
zugänglich. Bitte benutzen Sie hierzu die digitale Info-Stehle oder fragen Sie 
bei der Infothek nach den Ordnern in Papierform.  
 
Während der Beteiligung der Öffentlichkeit können von allen Personen 
Stellungnahmen zu dem Planentwurf vorgebracht werden. Die 
Stellungnahmen sollen elektronisch übermittelt werden an: 
bauleitplanung@rosenheim.de 
Bei Bedarf können sie auch auf anderem Wege abgegeben werden z.B.: 

 schriftlich an: Stadt Rosenheim, Stadtplanungsamt, Königstr. 24, 
83022 Rosenheim 

 oder persönlich zur Niederschrift im Stadtplanungsamt  
 
Auskünfte, Erörterungsgespräche sowie Niederschriften sind während der 
Sprechzeiten (Montag bis Donnerstag 08:00 – 12:30 Uhr und 14:00– 17:00 
Uhr, Freitag 08:00 – 12:00 Uhr) sowie nach Terminvereinbarung (unter der 
Telefonnummer 08031-365-1641) im Stadtplanungsamt möglich. Um 
Terminvereinbarung wird gebeten. Nicht fristgerecht abgegebene 
Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über die Änderung des 
Flächennutzungsplans unberücksichtigt bleiben, wenn die Stadt den Inhalt 
nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die 
Rechtmäßigkeit dieser Bauleitplanung nicht von Bedeutung ist. 
 

Hinweis bzgl. des Verbandsklagerechts von Umweltverbänden:  

Eine Vereinigung im Sinne des § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 UmwRG (Umwelt-
Rechtsbehelfsgesetzes) ist in einem Rechtsbehelfsverfahren nach § 7 Abs. 
2 UmwRG gemäß § 7 Abs. 3 S. 1 UmwRG mit allen Einwendungen 
ausgeschlossen, die sie im Rahmen der  
Beteiligungsfrist nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht hat, aber hätte 
geltend machen können (§ 3 Abs. 3 BauGB). 
 
Datenschutz: 

Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage der 
Art. 6 Absatz 1 Buchstabe a (DSGVO) i.V.m. § 3 BauGB und dem BayDSG. 
Sofern Sie Ihre Stellungnahme ohne Absenderangaben abgeben, erhalten 
Sie keine Mitteilung über das Ergebnis der Prüfung. Weitere Informationen 
entnehmen Sie bitte dem Formblatt „Datenschutzrechtliche 
Informationspflichten im Bauleitplanverfahren“ das ebenfalls öffentlich 
ausliegt. 

von 07:30 - 12:00 Uhr) zugänglich. Bitte benutzen Sie hierzu die digitale 
Info-Stehle oder fragen Sie bei der Infothek nach den Ordnern in 
Papierform.  
 
Während der Beteiligung der Öffentlichkeit können von allen Personen 
Stellungnahmen zu dem Planentwurf vorgebracht werden. Die 
Stellungnahmen sollen elektronisch übermittelt werden an: 
bauleitplanung@rosenheim.de 
Bei Bedarf können sie auch auf anderem Wege abgegeben werden 
z.B.: 

 schriftlich an: Stadt Rosenheim, Stadtplanungsamt, Königstr. 24, 83022 
Rosenheim 

 oder persönlich zur Niederschrift im Stadtplanungsamt 
 
Auskünfte, Erörterungsgespräche sowie Niederschriften sind während 
der Sprechzeiten (Montag bis Donnerstag 08:00 
17:00 Uhr, Freitag 08:00 – 12:00 Uhr) sowie nach Terminvereinbarung 
(unter der Telefonnummer 08031-365
möglich. Um Terminvereinbarung wird gebeten. Nicht fristgerecht 
abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über 
den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben, wenn die Stadt den Inhalt 
nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und der
Rechtmäßigkeit dieser Bauleitplanung nicht von Bedeutung ist.
 
Datenschutz: 

Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage 
der Art. 6 Absatz 1 Buchstabe a (DSGVO) i.V.m. § 3 BauGB und dem 
BayDSG. Sofern Sie Ihre Stellungnahme ohne Absenderangaben 
abgeben, erhalten Sie keine Mitteilung über das Ergebnis der Prüf
Weitere Informationen entnehmen Sie bitte dem Formblatt 
„Datenschutzrechtliche Informationspflichten im Bauleitplanverfahren“ 
das ebenfalls öffentlich ausliegt. 

 
Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.  
 









��������������������	
��

������

���� ������� �������
�������
��

��������������������	
��

������

���� ������� �������
�������
��

����������������� ��������!��"##$��%�� ������� �������
�������
��

����������������� ��������!��"##$��%�� ������� �������
�������
��

�&��������������� ������������


�'��� ������� �������
�������
��

�&��������������� ������������


�'��� �������� (���%

�(����


�)��������������� ��������*��
������� �������� (���%

�(����


�)��������������� ��������*��
������� �������� (���%

�(����


����������������� ��������+��


��$�� �������� (���%

�(����


����������������� ��������+��


��$�� �������� (���%

�(����


������������������ ��������+��


��$� �������� (���%

�(����


������������������ ��������+��


��$� �������� (���%

�(����


������������,���� ��������	
�����+� -$
���.��
� (���%

�(����


������������,���� ��������	
�����+� -$
���.��
� (���%

�(����


�,��������������� ��������/*0��#�� -$
���.��
� (���%

�(����


�,��������������� ��������/*0��1�2 -$
���.��
� (���%

�(����


����������������� ��������(�� 3 4 5$������#��6�,��5 (���%

�(����


�7����������&�	
��$��%

��%������-

��
8 9
��

���#��6&7��5 (���%

�(����


�7���������&���� ������)�	
��$��%

��
8 9
��

���#��6&���5 (���%

�(����


: ;<=> ? @>ABC>DE? @>ABC>DEFGHB ? I













2

 
Gebietsschutz: 
Wir begrüßen das in der Begründung dargestellte Planungsziel einen geschützten Landschaftsbestandteil 
auszuweisen. Ebenso schließen wir uns hierbei der Stellungnahme der höheren Naturschutzbehörde an. 
 
Ausgleichsflächen: 
Dem externen Ausgleich auf zwei Flächen im Landkreis Rosenheim kann prinzipiell zugestimmt werden. Die 
Maßnahmenkonzepte befinden sich derzeit noch in Abstimmung mit den unteren Naturschutzbehörden und 
dem Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. Die externen Ausgleichsflächen sind Festsetzung durch 
Text festzusetzen.  
 
Herstellung der Ausgleichsflächen und privaten Grünflächen:  
Die Ausgleichsflächen und Ersatzhabitate für Reptilien sind vor dem Eingriffsvorhaben herzustellen.  
 
 
2.           Grünplanung 
 
A)           58. Änderung Flächennutzungsplan "Gewerbegebiet Hanserfeld Teil 1" 
 
Gegen die FNP-Änderung bestehen aus Sicht des Umwelt- und Grünflächenamtes keine Einwände. Die seitens 
der Grünplanung bereits angebrachten Anmerkungen wurde in der Planung entsprechend berücksichtig.  
 
 
B)           Bebauungsplan Nr. 210 "Gewerbegebiet Hanserfeld - Südwest" 
 
Gegen die Aufstellung des Bebauungsplans bestehen aus Sicht des Umwelt- und Grünflächenamtes keine 
Einwände. Die seitens der Grünplanung bereits angebrachten Anmerkungen wurde in der Planung 
entsprechend berücksichtig. 
 
 
3.           Klimaschutz und Klimawandelanpassung; Mobilität 
 
A)           58. Änderung Flächennutzungsplan "Gewerbegebiet Hanserfeld Teil 1" 
 
Die zu erwartenden Änderungen unseres Klimas sind bei der Planung neuer Gebiete zwingend zu 
berücksichtigen. Sie müssen entsprechend angepasst und gegenüber Extremwirkungen unseres zukünftigen 
Klimas resilient sein. 
Wie in Begründung und Umweltbericht zu vorliegender Flächennutzungsplanänderung ausgeführt, sind 
Kaltluftentstehungsgebiete sowie vorhandene Kaltluft- und Frischluftbahnen zu berücksichtigen und somit 
eine ausreichende Durchlüftung zu gewährleisten und negative Auswirkungen auf die Umgebungsbebauung zu 
vermeiden. Auf eine ausreichende Durchgrünung ist zu achten. Überschwemmungsbereiche sind freizuhalten 
und die Auswirkungen von Starkregen zu beachten. 
 
Zum Klimaschutz sollten wie im Umweltbericht ausgeführt bei der Energieversorgung des Gebietes 
regenerative Energien möglichst stark genutzt werden. Der durch das Gebiet verursachte CO2-Ausstoß sollte 
so gering wie möglich gehalten werden.  
 
Der Anschluss an den öffentlichen Nahverkehr und an das Rad- und Fußwegenetz ist zu gewährleisten. 
 
B)           Bebauungsplan Nr. 210 "Gewerbegebiet Hanserfeld - Südwest" 
 
Die zu erwartenden Änderungen unseres Klimas sind bei der Planung neuer Gebiete zwingend zu 
berücksichtigen. Sie müssen entsprechend angepasst und gegenüber Extremwirkungen, wie Starkregen und 
Überschwemmungen,  unseres zukünftigen Klimas resilient sein. Zum Klimaschutz sollten der 
Energieverbrauch und der CO2-Ausstoß so gering wie möglich gehalten werden. 
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Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an der Bauleitplanung 
(§ 4 Abs. 1 Baugesetzbuch) 

 
Wichtiger Hinweis: 

Mit der Beteiligung wird Ihnen als Träger öffentlicher Belange die Gelegenheit zur Stellungnahme im Rahmen Ihrer Zustän-
digkeit zu einem konkreten Planverfahren gegeben. Zweck der Stellungnahme ist es, der Gemeinde die notwendigen Infor-
mationen für eine den gesetzlichen Anforderungen (§ 1 Abs. 7 BauGB) entsprechende Abwägung und damit für ein sachge-
rechtes und optimales Planungsergebnis zu verschaffen. Die Stellungnahme ist zu begründen; die Rechtsgrundlagen sind 
anzugeben, damit die Gemeinde den Inhalt nachvollziehen kann. Die Abwägung obliegt der Gemeinde. 

 Zutreffendes ist angekreuzt oder ausgefüllt! 

1. Beabsichtigte Planung 
 
 
 
 
 

1.1  
 
 
1.2  
 
 
 
 
 
 

 
 
1.3  
 
 
1.4  
 
 
1.5 
 
 
 
2. Stellungnahme als Träger öffentlicher Belange                      Unsere Zeichen: AELF-RO-L2.2-4611-37-14-6 
                  AELF-RO-L2.2-4612-37-25-7 
 
 
 
 
 
 
2.1 
 
 
2.2 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
2.3 
 

 

 

 

 

 

 

 

Stadt Rosenheim, Postfach 1209, 83013 Rosenheim 

 

 
 58. Änderung des Flächennutzungsplans                                                      mit Landschaftsplan 

 

 
Bebauungsplan 
 

 Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 210 „Gewerbegebiet Hanserfeld-Südwest“ 
 

 als vorhabenbezogener Bebauungsplan 
 

 mit Grünordnungsplan 
 

 
 Erlass einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB 

 
 

 Erlass einer Satzung nach § 35 Abs. 6 BauGB 
 
 

Frist für die Stellungnahme 
24.06.2026 

Name/Stelle des Trägers öffentlicher Belange (mit Anschrift und Tel.-Nr.)  
 
AELF Rosenheim, Prinzregentenstraße 39, 83022 Rosenheim (Tel.: 08031/3004-1000) 
 

 
 keine Äußerung 

 

 
 Ziele der Raumordnung, die eine Anpassungspflicht nach § 1 Abs. 4 BauGB auslösen 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
 Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o. g. Plan berühren können, mit Angabe des Sach-
stands  
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